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Diese soziale Zielstellung leitet sich aus der Bedeutung der 
Ehe und Familie, besonders aber aus dem Wesen von Partner­
konflikten ab. Sie sind u. a. mit der dynamischen Entwick­
lung der Gesellschaft und der Bürger, mit der großen Rolle 
der emotionalen Grundlagen der Partnerschaft und den Er­
fordernissen der Vereinbarkeit der beruflichen und gesell­
schaftlichen Aufgaben und Interessen mit den Belangen der 
Familie -verknüpft. Konflikte in der Partnerschaft stehen im 
engen Zusammenhang mit den hohen Erwartungen an diese 
Beziehung und den weitgehenden Entscheidungsfreiheiten, 
aber auch Entscheidungserfordernissen, die hier gegeben sind. 
All das erfordert das bewußte Ringen um Maßstäbe für die 
Partnerwahl, für die Gestaltung des Zusammenlebens und für 
die Meisterung des Konflikts, nicht zuletzt auch im Interesse 
künftiger Beziehungen in einer möglichen neuen Ehe.10 11

Eng damit verbunden und von besonderem Gewicht ist 
eine weitere Zielstellung und zwar die Erhaltung der Ach­
tung und der gegenseitigen Anerkennung des Wertes der 
Mutter-Kind- und der Vater-Kind-Beziehung sowie des Fort­
bestandes auch gemeinsamer Verantwortung für die Entwick­
lung der Kinder über die Trennung der Eltern hinaus. Anzu­
streben ist schließlich der Schutz von Interessen' und Rechten 
und die exakte Klärung der Rechtsbeziehungen, besonders zu 
den Scheidungsfolgen.

Die Erhaltung der Ehe ist — da sie von der Substanz der 
Beziehungen abhängt, also mit den Voraussetzungen für die 
Scheidung der Ehe untrennbar verbunden ist — der sozialen 
Zielstellung des Verfahrens und dem Scheidungsrecht nicht 
vorgelagert, ist nicht Vorfrage oder Vorspann. Sie ist vielmehr 
in die soziale Zielstellung des materiellen wie des prozessua­
len Scheidungsrechts eingeordnet.

3. Wollen beide Ehegatten die Beendigung der Ehe, dann 
geht es im Verfahren nicht um eine Streitentscheidung, son­
dern um eine rechtlich geregelte Form der Klärung der Per­
spektive, einer Ehe, die zugleich Grundlage einer Familie ist.11 
Es ist eine besondere Form der Konfliktlösung, und zwar 
durch die Mitwirkung des Staates in einem speziell geordne­
ten Vorgang, weil hier nicht nur die Interessen und Belange 
von Partnern, sondern auch.die von Eltern und Kindern ange­
sprochen werden. Es sind Beziehungen und 'Abhängigkeiten 
zwischen beiden zu beachten, die sich auf heranwachsende — 
von den Partnern und ihren Beziehungen zueinander abhän­
gige — Menschen beziehen, und es geht um die Belange der 
Kinder direkt.

In den hier angesprochenen Verfahren rückt die Entschei­
dungstätigkeit des Gerichts faktisch in den Hintergrund. Der 
Sinn des Verfahrens verlagert sich: Immer mehr soll es si­
chern, daß die Bürger selbst die Dinge überdenken, ihre Mo­
tive für den Scheidungsentschluß überprüfen. Sie sollen sich 
nach den Kriterien ihrer Einschätzung der Ehe in bezug auf 
die erfolgreichen Seiten wie auf den nun eingetretenen Stand 
der Beziehungen fragen und sich gegenüber dem Gericht vor 
allem dazu äußern, weshalb die Kinder der Gemeinschaft 
keinen Sinngehalt gegeben haben oder nicht mehr geben, wie 
nach vollzogener Trennung der Eltern die Entwicklung der 
Kinder gesichert sein wird und wie sich die Beziehungen der 
Kinder zu den Eltern künftig gestalten sollen. Aufgabe des 
Gerichts ist es, diesen Denkprozeß zu fördern und auch zu 
fordern. -

4. Unser Scheidungsrecht ist durch das Zerrüttungsprinzip 
charakterisiert.12 Es spiegelt die Auffassung wider, daß die 
Forderung der Verfassung der DDR, Ehe und Familie zu för­
dern und zu schützen (Art. 38), immer der funktionsfähigen 
Ehe und nicht der Institution Ehe als solche zu dienen hat.

Mit dem Zerrüttungsprinzip ist der Inhalt unseres Schei­
dungsrechts jedoch noch nicht hinreichend beschrieben. Der 
Begriff kennzeichnet das Prinzip des Scheidungsrechts auf 
einem sehr abstrakten Niveau. Je nach der Gesellschaftsfor­
mation sowie den konkreten Bedingungen eines Landes und 
der rechtlichen Ausgestaltung können sich mit ihm sehr ver­
schiedene Inhalte, soziale Zielstellungen und Wirkungen ver­
binden. Das Zerrüttungsprinzip besagt für die realen Schei­
dungsvoraussetzungen nicht mehr, als daß absolute Schei­
dungsgründe nicht Platz greifen und daß Verschulden keine 
Voraussetzung der Scheidung ist.

Die Ehe ist nach unserem Recht auf Antrag und dann zu
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in der DDR gewährte.

scheiden, wenn sie ihren Sinn für die.Ehegatten und die Kin­
der verloren hat (§ 24 FGB). Es ist m. E. deshalb berechtigt, 
davon zu sprechen, daß der Ehescheidungstatbestand vom 
Prinzip des Sinnverlustes getragen ist. Hinter diesem Begriff 
verbirgt sich ein hohes Niveau des Herangehens des Gerichts 
an die Beratung mit den Ehegatten, an die Einschätzung der 
Ehe. Er verdeutlicht auch die Notwendigkeit und die Erwar­
tung des Staates, daß selbst bei Ehescheidung, also bei Sinn­
verlust der Ehe, doch Vernunft, gegenseitige Achtung und ge­
meinsame Sorge für die Kinder bestehen bleiben kann und 
muß, daß die Freiheit der Trennung nur so ihre notwendige 
moralische Qualität erhalten kann.13

5. Der Sinnverlust der Ehe ist nicht an einzelnen Hand­
lungen oder Ereignissen (an sog. Scheidurtgsgründen) zu mes­
sen, sondern von dem im Leitbild des Gesetzes (insbesondere 
in §§ 2, 5, 9, 10, 12, 42 FGB) formulierten Sinngehalt der Ehe, 
bezogen auf die konkrete Ehe und . das konkrete Zusammen­
leben, abzuleiten. Darauf hat das Oberste Gericht mehrfach 
aufmerksam gemacht.14 Dabei kann man natürlich nicht direkt 
die Kategorien des Gesetzes anwenden, da diese notwendiger­
weise einen hohen Abstraktionsgrad besitzen. Deshalb ist es 
auch nicht leicht, mit dem Leitbild zu arbeiten.

Der Rechtscharakter des Ehescheidungstatbestandes hat 
sich mit dem Prinzip des Sinnverlustes gegenüber dem frü­
heren Scheidungsrecht völlig verändert15. Die tatsächliche Be­
ziehung zwischen den Ehegatten wird zum Gegenstand der

10 Vgl. A. Grandke u. a., „Zur Wirksamkeit des Ehescheidungsrechts“, 
NJ 1980, Heft 9, S. 399 ff.

11 Gemeint sind hier Ehen mit gemeinsamen und nicht gemeinsamen 
Kindern und auch die Fälle, in denen während der Schwanger­
schaft die Scheidung der Ehe beantragt wird.

12 Die Überwindung des Verschuldensprinzips war der wichtigste 
Schritt in der Entwicklung unseres Scheidüngsrechts. Er wurde 
bereits 1955 mit der EheVO gegangen. Diese Entwicklung ging aui 
progressive Forderungen zurück, die schon in der Zeit der Wei­
marer Republik erhoben wurden, und sie war im theoretischen 
wie im praktischen Verständnis immer mit dem Gedanken ver­
bunden, die Ehe zu achten und zu beurteilen. Für die DDR bedeu­
tete dieser Schritt den bewußten Verzicht aut den Versuch, mittels 
des Scheidungsrechts Zwang zur Aufrechterhaltung sinnlos ge­
wordener Ehen auszuüben. (Vgl. H. Nathan, „Eheschließung, per­
sönliche Rechte und Pflichten der Ehegatten, Beendigung der Ehe“, 
NJ 1954, Heft 12, S. 358 ff., und zu den Bemühungen des Obersten 
Gerichts zur Durchsetzung der Konzeption vgl. NJ 1956, Heft 17, 
S. 522 und 1957, Heft 1, S. 11 ff., Heft 10, S. 304 ff.).

13 Es ist dem Anliegen des Gesetzes deshalb auch sehr dienlich, wenn 
im Verfahren nicht von der Zerrüttung der Ehe oder der Bezie­
hungen, der gar unheilbaren oder vollständigen Zerrüttung und 
Ähnlichem die Rede ist, sondern die Sprache des Gesetzes genutzt 
und eben vom Sinngehalt oder Sinnverlust der Ehe bzw. davon 
gesprochen wird, daß die Ehe ihren Sinn verloren hat.

14 Vgl. insbesondere W. Strasberg, „Aufgaben der Gerichte im Ehe- 
verfahren“, NJ 1980, Heft 2, S. 53; OG, Urteile vom 7. September 
1982 - 3 OFK 24/82 - (NJ 1983, Heft 1, S. 37), vom 22. November 1983
- 3 OFK 38/83 - (NJ 1984, Heft 3, S. 113) und vom 3. April 1984
- 3 OFK 4/84 - (NJ 1984,. Heft 10, S. 426).

15 Nach dem Verschuldensprinzip waren besonders solche Jurist!-* 
sehen Kriterien zu prüfen, die den Inhalt der Beziehungen zwi­
schen den Ehegatten nicht direkt treffen (z. B. Vorliegen einer 
Pflichtverletzung, Verschulden, Verzeihung, Fristablauf, Getrennt­
leben).


